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TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm

ThürBO Thüringer Bauordnung

ThürVBl. Thüringer Verwaltungsblätter

u. a. unter anderem/und andere

UIG Umweltinformationsgesetz

UmwRG Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen
in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003 /
35 /EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz)

UP Umweltprüfung

UPR Umwelt- und Planungsrecht

Urt. Urteil

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung

UVPG LSA Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land
Sachsen-Anhalt

UVP-Richtlinie ursprünglich Richtlinie 85 /337 /EWG vom 27. 06. 1985
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten, mittlerweile Richt-
linie 2011 /92 /EU über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten
vom 13. 12. 2011

UVPVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

v. vom

Var. Variante

VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg

VerwArch Verwaltungsarchiv

VG Verwaltungsgericht

VGH Verwaltungsgerichtshof

vgl. vergleiche

Vorb Vorbemerkung

VR Verwaltungsrundschau

VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen
Staatsrechtslehrer
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VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus-
haltsgesetz)

WHO World Health Organization

z. B. zum Beispiel

ZEuS Zeitschrift für Europarechtliche Studien

ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau- und
Vergaberecht

zit. zitiert

ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
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Teil 1

Einleitung

Die Frage nach einem angemessenen Rechtsschutzkonzept bei Verfahrensfehlern
beschäftigt Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur seit Langem. Während
sich die Diskussion zunächst auf rein nationaler Ebene abspielte, konzentriert sie
sich wegen der Europäisierung des deutschen Verwaltungsrechts und der auf uni-
onsrechtliche Einflüsse zurückgehenden Stärkung des Verfahrensgedankens in zu-
nehmendem Maße auf den Anpassungsdruck, dem sich das deutsche Recht ausge-
setzt sieht. Es bietet sich an, die Rechtsschutzproblematik bei Verfahrensverletzun-
gen am Beispiel des Referenzgebiets Umweltrecht zu behandeln, das sehr stark uni-
onsrechtlich überformt ist und von dem wichtige Reformimpulse für das allgemeine
Verwaltungsrecht und Verwaltungsprozessrecht ausgehen.1 Das umfangreiche ein-
schlägige Schrifttum befeuert die wissenschaftliche Debatte ständig neu,2 die weit
davon entfernt ist, einen Abschluss gefunden zu haben. Auch auf der Agenda des
Bundesgesetzgebers nimmt der unionsrechtlich gebotene Rechtsschutz bei Verfah-
rensfehlern im Bereich des Umweltrechts einen festen Platz ein. Das nach langem
Ringen erlassene, von der Literatur heftig kritisierte Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
vom 7. Dezember 2006 hielt einer Überprüfung durch den EuGH nicht stand. Nach
einem Urteil vom 12. Mai 20113 zur Verbandsklage muss es aufgrund von Defiziten
bei der Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben novelliert werden. Mittlerweile
liegt ein Gesetzentwurf der Bundesregierung vor. Die europarechtliche Überfor-
mung des Verfahrens- und Prozessrechts auf dem Gebiet des Umweltrechts ist ange-
sichts des aktuellen gesetzgeberischen Handlungsbedarfs also nach wie vor ein

1 Vgl. Schlecht, Die Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern im deutschen Umweltrecht,
S. 19 f.

2 Exemplarisch Bülow, Die Relativierung von Verfahrensfehlern im Europäischen Verwal-
tungsverfahren und nach §§ 45, 46 VwVfG; Ehlers, Die Europäisierung des Verwaltungs-
prozeßrechts; Grünewald, Die Betonung des Verfahrensgedankens im deutschen Verwal-
tungsrecht durch das Gemeinschaftsrecht; Karge, Das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz im
System des deutschen Verwaltungsprozessrechts; Kleesiek, Zur Problematik der unterlasse-
nen Umweltverträglichkeitsprüfung; Müller, Die Öffentlichkeitsbeteiligung im Recht der
Europäischen Union und ihre Einwirkungen auf das deutsche Verwaltungsrecht am Beispiel
des Immissionsschutzrechts; Schlecht, Die Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern im deut-
schen Umweltrecht; Schoch, Die Europäisierung des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschut-
zes; Schwerdtfeger, Der deutsche Verwaltungsrechtsschutz unter dem Einfluss der Aarhus-
Konvention.

3 EuGH, Urt. v. 12. 05. 2011, UPR 2011, 268 ff.



Thema, das im Fokus von Rechtspolitik und Rechtswissenschaft steht. Leider er-
weisen sich die Reformbestrebungen des Gesetzgebers häufig als Minimalkonsens
und Stückwerk und lassen einen Blick auf das große Ganze vermissen. Die Arbeit
möchte daher eine Gesamtkonzeption zum Rechtsschutz bei Verfahrensfehlern im
Umweltrecht präsentieren, die in einen eigenen Novellierungsvorschlag für das Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetz einfließen soll. Dabei muss eine Abhandlung zum Rechts-
schutz bei Verfahrensfehlern im Umweltrecht sowohl den Drittrechtsschutz von In-
dividualklägern als auch die durch den EuGH gestärkte Verbandsklagemöglichkeit
berücksichtigen. Hierbei ist von Interesse, inwiefern die Lösungsansätze identisch
sind oder sich im Hinblick auf die unterschiedliche Funktion der beiden prozessua-
len Rechtsinstitute unterscheiden.

Auch wenn das Thema des Rechtsschutzes bei Verfahrensfehlern mittlerweile
ein unionsrechtlich geprägtes Thema ist, darf der Blick nicht einseitig auf die eu-
roparechtliche Ebene gerichtet werden. Rechtswissenschaftliches und gesetzgebe-
risches Ziel muss es sein, das hoch ausdifferenzierte deutsche verwaltungsrechtli-
che Rechtssystem in sich dogmatisch stimmig unter Aufnahme unionsrechtlicher
Entwicklungen fortzuschreiben. Eine Auseinandersetzung mit der (teilweise) eu-
roparechtlich gebotenen Einklagbarkeit von Verfahrensfehlern im Umweltrecht
muss daher mit einer Bestandsanalyse der nationalen Dogmatik in diesem Be-
reich beginnen, die durchaus Brüche und folglich unabhängig vom Europarecht
Reformbedarf aufweist. Die europarechtlichen gesetzlichen Vorgaben und die
Rechtsprechung des EuGH belassen dem nationalen Gesetzgeber häufig Umset-
zungsspielräume. Dieses Ausgestaltungspotenzial kann man aber nur sinnvoll
nutzen, wenn man sich unter Berücksichtigung und Fortschreibung nationaler
Strukturen und Rechtstraditionen an der Entwicklung einer umfassenden Lösung
versucht.

Es liegt nahe, sich der Bedeutung von Verfahrensfehlern für den Drittschutz aus-
gehend von den Folgen einer unterlassenen Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
zu nähern, da diese vor dem Hintergrund des Europarechts in Literatur und Recht-
sprechung am stärksten thematisiert worden sind und mit dem Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetz explizit Eingang in die Gesetzgebung gefunden haben. Dabei bedarf es
vertiefter europarechtlicher Betrachtungen, um die unionsrechtlichen Anforderun-
gen und einen daraus folgenden eventuellen Reformbedarf zu ermitteln. Auf dieser
Basis kann die Frage beantwortet werden, wie der Rechtsschutz für Individualklä-
ger und Umweltverbände bei der unterlassenen und der fehlerhaften UVP im deut-
schen Recht ausgestaltet werden sollte.

Die unterlassene oder fehlerhafte UVP ist jedoch nur ein Mosaikstein, der zusam-
men mit einem Rechtsschutzkonzept für weitere Verfahrensfehler am Ende ein
stimmiges Bild ergeben muss. Daher muss der Frage nachgegangen werden, inwie-
fern die zur UVP entwickelten Ergebnisse auf die damit verwandte Umweltprüfung
im Baurecht sowie auf Fehler bei der Öffentlichkeitsbeteiligung und Verfahrensart-
fehler übertragen werden können.

22 Teil 1: Einleitung



Am Ende der Arbeit soll ein konkreter Reformvorschlag für das Umwelt-Rechts-
behelfsgesetz stehen, da Recht keine rein akademische Angelegenheit ist, sondern
vom Zusammenspiel aus Wissenschaft und Praxis lebt.
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